
Zeitschrift: Zeitschrift für Sozialhilfe : ZESO

Herausgeber: Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe SKOS

Band: 101 (2004)

Heft: 1

Artikel: Bundesratswahl : Sozialabbau befürchtet

Autor: [s.n.]

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-839497

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 26.04.2026

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-839497
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


Berichte ZeSo 1/2004

Richtlinien. Sie bietet niederschwellige
Hilfe an. Es bestehe aber kein Rechtsanspruch

darauf, auch wenn mehrmals
Hilfe geleistet werde. Die Hilfe werde,
gestützt auf die Richtlinien, «nach
freiem Ermessen im Einzelfall» festgelegt.

Als Grundsatz gilt der Gedanke der
Gerechtigkeit. Es darf also keine
Diskriminierung auf Grund des Geschlechts,
der Nationalität oder Religion geben.
Weiter betont die WH, das Werk
ergänze die Sozialhilfe. «Ein genereller
Ausschluss von Sozialhilfeempfängern
von unseren Unterstützungsleistungen

kommt für unser Hilfswerk nicht in
Frage: Die Winterhilfe soll da eingreifen,

wo die öffentlichen Hilfeleistungen
nicht beansprucht werden können oder
nicht ausreichen. Hingegen entlastet
die Winterhilfe weder Bund, Kantone
noch Gemeinden von Aufgaben, zu
deren Erfüllung diese nach Gesetz

verpflichtet sind.» Auf dieser Grundlage
wird der Grundsatz der Zusammenarbeit

betont.
Christiane Faschon

Die neuen Richtlinien finden sie im Internet unter

www.winterhilfe.ch, «Leistungen»

Bundesratswahl: Sozialabbau befürchtet

Fachleute wie Carlo Knöpfel befürchten,

dass durch die Wahl des neuen
Bundesrats das soziale Klima rauher
geworden ist. Da sowohl Parlament wie
auch der Bundesrat rechtsbürgerlich
ausgerichtet seien, sei es fraglich, ob

Ergänzungsleistungen für einkommensschwache

Familien noch mehrheitsfähig

seien. Auch könnte die 5. IV-Re-

vision zu einer Sparvorläge werden.
Werde das Defizit der IV durch Erschwerung

der Zutrittsmöglichkeit saniert,
rechnet Knöpfel damit, dass viele Invalide

an die Sozialhilfe verwiesen
werden. Wenn der Bund die Sparschraube
weiter anziehe, erhöhten sich die sozialen

Kosten und die Armut verschärfe
sich, sagte Knöpfel. Er rechnet damit,
dass dann etwa ein Viertel der Schweizer

Bevölkerung unter die Räder gerät.
Damit würde die Gesellschaft noch weiter
auseinander driften, der Zusammenhalt
wäre gefährdet.

Ruedi Meier, Präsident der Städte-Initiative,

äusserte sich in einem
Gespräch. «Es ist zu befürchten, dass wir
einmal mehr die Suppe auslöffeln müssen.

Wir verstehen das als Fingerzeig für
die Bundespolitik», sagte der Luzerner
Sozialvorsteher. Ueli Mäder, Soziologieprofessor

in Basel, gibt zu bedenken,
dass der Mittelstand heute bereits starke
Einbrüche beim Einkommen verkraften
mnss. Die Empörung über diese soziale
Ungleichheit sei stärker sichtbar als vor
20 Jahren, gibt er zu bedenken.
Demonstrationen und Streiks seien ein Signal
dafür. Tagi/cefa
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